
III. Darstellung ohne Normcharakter

Vorhandene Gebäude

Flurstücksbezeichnung

Sichtfelder nach RASt06, Ziffer 6.3.9.3

I. Festsetzungen

Planzeichen nach der PlanzV90

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. VE 3 (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1  BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Sonstige Sondergebiete "Regenerative Energie"
(§ 11 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen  (privat)

Straßenbegrenzungslinie

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Private Grünfläche

Gehölzstreifen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Erhaltung: Einzelbäume

Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Erhaltung: Knick

II. Nachrichtliche Übernahme

Knick geschützt nach § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG i. V. m. § 30 BNatSchG

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne
des Naturschutzrechts

Landschaftsschutzgebiet

Flurstücksgrenzen

K

Maßnahmen mit NummerA 1

Knick mit Schutzstreifen

SO

G

Wasserschutzgebiet Schwentine, Schutzzone III B
(§ 4 WasG SH i.V.m. § 52 WHG ) (gesamter Geltungsbereich)

Blühwiese (Wildwiese)B

Anbauverbotszone
§ 29 Straßen-und Wegegesetz Schleswig-Holstein (StrWG)20 m

20 m

5
19

Archäologisches Interessengebiet (gesamter Geltungsbereich)AI

Gewässerschutzstreifen (§ 35 LNatSchG)50 m

Geländehöhe (m ü. NHN (Normalhöhennull)) - Höhensystem DHHN 92

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen  
Flurstücksgrenzen und - bezeichnungen sowie Gebäude in den Planunterlagen 
enthalten und maßstabsgerecht dargestellt sind.  

Ort, Datum Öff. best. Vermessungsingenieur 
Kartengrundlage: xx.xx.xxxx  Vermessungsbüro… 

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am ... geprüft.  
Das Ergebnis wurde mitgeteilt. 

9. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. … wurde nach der öffentlichen Auslegung 
(Nummer 5) geändert. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. …, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben 
in der Zeit vom ... bis ... während der Dienststunden (folgender Zeiten ... (Tage, 
Stunden)) erneut öffentlich ausgelegen. (Dabei wurde bestimmt, dass 
Stellungnahmen nur zu den geänderten und  ergänzten Teilen abgegeben 
werden konnten.) Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich 
oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am ...  in ... (Zeitung, 
amtliches Bekanntmachungsblatt) – bei Bekanntmachung durch Aushang: in 
der Zeit vom ... bis ... durch Aushang – ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Inhalt der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach  
§ 3 Abs. 2 BauGB auszulegenden Unterlagen wurden unter „www….de“ ins 
Internet eingestellt. 

oder: Es wurde eine eingeschränkte Beteiligung nach § 4 a Abs. 3 Satz 4 BauGB 
durchgeführt. 

10. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. …, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), am ... als Satzung beschlossen 
und die Begründung durch (einfachen) Beschluss gebilligt. 

Ort, Datum Bürgermeister 
Gemeinde … 

11. (Ausfertigung) Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. …, bestehend aus der 
Planzeichnung  (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt und ist 
bekannt zu machen. 

Ort, Datum Bürgermeister 
Gemeinde … 

12. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. … durch die Gemeindevertretung  
sowie Internetadresse der Gemeinde und die Stelle, bei der der Plan mit 
Begründung und zusammenfassender Erklärung auf Dauer während der 
Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen  werden kann und die über 
den Inhalt Auskunft erteilt, sind am ... (vom ... bis ...  durch Aushang) ortsüblich 
bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen  
(§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche 
geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) 
hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde 
ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am ... in Kraft getreten. 

Ort, Datum Bürgermeister 
Gemeinde … 

Authentizitätsnachweis / Übereinstimmungsvermerk 

Hiermit wird bestätigt, dass die vorliegende digitale Fassung mit der 
Ausfertigungsfassung des Bebauungsplanes Nr… der Gemeinde / Stadt ……… 
übereinstimmt. Auf Anfrage beim Amt …. Abteilung / Fachbereich ….. kann die 
Übereinstimmung der digitalen Fassung mit der Originalurkunde bestätigt werden. 
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Text (Teil B) 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Sonstiges Sondergebiet „Regenerative Energie“ (§ 11 BauNVO) 
In den Teilbereichen 1 und 3 sind Solarthermieanlagen zulässig sowie für deren 
Betrieb erforderliche technische und bauliche Nebenanlagen. 

In Teilbereich 2 sind Anlagen zur Speicherung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen sowie dazu erforderliche Aufschüttungen und Abgrabungen zulässig. 

In Teilbereich 4 sind Gebäude und technische Anlagen zulässig, die den Betrieb 
und die Nutzung der Anlagen zur Gewinnung und Speicherung erneuerbarer 
Energien in den Teilbereichen 1 bis 3 unterstützen sowie Verwaltungs- und 
Schulungsräume. 

2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1  Zulässige Grundflächen (§ 16 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 17 Abs. 2 BauNVO) 
In Teilbereich 1 ist eine Grundfläche von 22.193 m² zulässig. 
In Teilbereich 3 ist eine Grundfläche von 7.910 m² zulässig. 
In den Teilbereichen 1 und 3 bezieht sich die zulässige Grundfläche (GR) als 
Höchstmaß auf die durch Solarthermiemodule übertraufte Fläche, in senkrechter 
Projektion auf die Geländeoberfläche. 

In Teilbereich 2 ist eine Grundfläche von maximal 22.500 m² zulässig. Die 
Grundfläche bezieht sich auf die gesamte durch Aufschüttung und Abgrabung 
verdichtete und versiegelte Fläche. 

In Teilbereich 4 ist eine Grundfläche von 1500 m² zulässig. Die Grundfläche 
bezieht sich auf maximal ein Gebäude im Teilbereich. Technische Anlagen, die 
nicht begehbar sind und der Nutzung des Hauptgebäudes untergeordnet, gelten 
als Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO.  

2.2  Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 BauNVO) 
In den Teilbereichen 1 und 3 sind Solarthermieanlagen mit einer maximalen 
Höhe von 2,00 m zulässig. Als Bezugspunkt gilt je Modul die mittlere Höhe des 
natürlichen Geländes der übertrauften Fläche. Das natürliche Gelände wird durch 
das Raster der in der Planzeichnung dargestellten Geländehöhen als Höhe über 
Normalhöhennull (m ü. NHN) definiert.  

In Teilbereich 2 gilt als Höhenbezugspunkt 30,00 m ü. NHN. Der Höhen-
bezugspunkt darf bis zu 6,00 m unterschritten werden. In Teilbereich 2 sind 
Aufschüttungen und bauliche Anlagen mit einer maximalen Höhe von 6,00 m 
oberhalb des Höhenbezugspunktes zulässig. Bis zum Höhenbezugspunkt von 
30,00 m ü. NHN darf die Baufläche entsprechend angefüllt werden. Abgrabungen 
sind bis zu einer Tiefe von 14,00 m unterhalb des Höhenbezugspunktes zulässig.  

In Teilbereich 4 gilt als Höhenbezugspunkt 28,80 m ü. NHN. Der Höhen-
bezugspunkt darf bis zu 1 m unterschritten werden. Gebäude sind bis zu einer 
maximalen Höhe von 7,50 m zulässig. Die maximale Höhe ist bezogen auf die 
Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens. Die Oberkante des Erdgeschoss-
fertigfußbodens darf nicht mehr als 0,40 m über der Höhenlage des 
Höhenbezugspunktes liegen.  

Schornsteine sind bis zu einer Höhe von max. 28,50 m und Speicherkessel bis 
einer Höhe von max. 13,50 m zulässig.  

3.  Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 BauGB) 
Die überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb der Teilbereiche 1 und 3 sind. 
unterhalb der Solarthermieanlagen sowie außerhalb der baulichen Anlagen, 
Nebenanlagen und Wege als extensives Grünland mit Regioansaat als Wild-
blumenwiese zu entwickeln und dauerhaft zu unterhalten. 

Innerhalb des Teilbereiches 2 sind die äußeren Wälle als Grünflächen anzulegen. 

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen des Sondergebietes sind als 
Grünflächen anzulegen. 

4.  Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 
Die Verlegung von Erdkabeln ist auf allen Flächen des Sondergebietes 
„Regenerative Energie“ zulässig. 

5.  Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
In den Teilbereichen 1 und 3 sind Aufschüttung und Abgrabungen unzulässig. 
Die Aufstellung der Modulreihen ist der Geländetopographie (Raster der 
dargestellten Geländehöhen) anzupassen. Der vorhandene Oberboden ist zu 
erhalten.  

Im Teilbereich 2 sind Aufschüttungen und Abgrabungen entsprechend der Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung zulässig.

6.  Gestalterische Festsetzungen (§ 84 LBO) 

6.1  Fassadengestaltung 
Die Gestaltung der Fassaden von Hauptgebäuden innerhalb des Teilbereiches 4 
ist nur mit Holz in farbloser Lasur zulässig. Verglaste Wandelemente bis zu 20 % 
der Gesamtfassadenfläche sind ebenfalls zulässig. Schornsteine sind in 
Cortenstahl auszuführen.               

7.  Grünordnerische Festsetzungen (§§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25, 25a BauGB) 

7.1  Erhaltung von Bäumen und Sträuchern (§ 9 (1) Nr.20a BauGB) 
Die vorhandenen Knicks sind nach § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG geschützt und 
unterliegen der periodischen Knickpflege. Sie werden gesichert und sind 
dauerhaft in ihrem Bestand zu erhalten. Zum Schutz der Knicks und Überhälter, 
sowie zur Vermeidung von Beeinträchtigungen werden den Knicks ungenutzte 
Pufferstreifen als Knickschutzstreifen vorgelagert, die mind. einen Abstand von 
2,00 m zum Knickfuß aufweisen und auch nicht mit Nebenanlagen überbaut 
werden dürfen (Schutzmaßnahme S 1). 

7.2  Anpflanzungen von Bäumen auf privaten Stellplatzanlagen  
(§ 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB)  
Auf größeren Stellplatzanlagen sind für je 6 Stellplätze ein Laubbaum 
vorzusehen. Die Bäume sind in der Qualität H, 3xv, StU 16-18 cm mit einem 
Wurzelraum von 12 m³ bzw. einer Baumscheibe von 6 m² herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten. 

7.3  Neuanlage einer Sichtschutzpflanzung (§ 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB)  
Südlich der Sondergebietsfläche an der L 49 ist eine Sichtschutzpflanzung 
anzulegen. Auf einer Länge von 310 Metern und einer Breite von 5 Metern ist 
diese aus heimischen Strauch- und Baumarten herzustellen und dauerhaft zu 
erhalten. Auf eine regelmäßige Pflege („auf den Stock setzen“) ist hier zu 
verzichten. Auf der Wallkrone sind zwei Pflanzreihen mit standortgerechten 
heimischen Gehölzen mit einem Abstand von 0,8 m und einem Reihenabstand 
von 0,8 m zu pflanzen (1,25 Pflanzen/m²). Der Wall soll eine Sohlenbreite von 3 
Metern, eine Höhe von 1,3 Meter und eine Kronenbreite von 1,5 Metern 
aufweisen. Je 400 m² ist mit einem heimischen, standortgerechten Laubbaum I. 
Ordnung (Stammumfang mindestens 16 - 18 cm) zu bepflanzen und dauerhaft 
zu erhalten (Ausgleichsmaßnahme A 5). Zur Vermeidung von Beeinträchti-
gungen werden den Pflanzungen ungenutzte Pufferstreifen als Schutzstreifen 
vorgelagert, die mind. einen Abstand von 2,00 m zum Fuß der 
Sichtschutzpflanzung aufweisen und auch nicht mit Nebenanlagen überbaut 
werden dürfen. 

7.4  Strauchhecken Neuanlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB)
Östlich, westlich und nördlich der Solarflächen ist eine Strauchhecke neu 
anzulegen. Auf einer Länge von 562 Metern (3 Teilbereiche) und einer Breite von 
5 Metern ist diese als private Gehölzpflanzung herzustellen und dauerhaft zu 
erhalten. Es sind zwei Pflanzreihen mit standortgerechten heimischen Gehölzen 
und einem Abstand von 0,8 Metern sowie einem Reihenabstand von 0,8 Metern 
zu pflanzen (1,25 Pflanzen/m²) (Ausgleichsmaßnahme A 6a+b).  

7.5  Teilgrundausgleich durch angrenzende Ausgleichsfläche A 1 (§ 9 Abs.1 Nr. 
25a BauGB)   
 Für den naturschutzrechtlichen Ausgleich ist es notwendig, eine Fläche von 
24.000 m² auf dem Flurstück 10/5 der Flur 1 in der Gemarkung Pohnsdorf 
dauerhaft zu sichern. Die Fläche soll nach Einbau eines Mönchbauwerkes als 
vegetationsarme Feuchtfläche hergestellt und unterhalten werden (CEF-
Ausgleichsfläche A 1 siehe Artenschutz).  

7.6  Teilgrundausgleich durch angrenzende Ausgleichsfläche A 2 (§ 9 Abs.1 
Nr. 25a BauGB)   
Für den naturschutzrechtlichen Ausgleich ist es notwendig eine Fläche von 
15.062 m² auf dem Flurstücken 10/5 der Flur 1 in der Gemarkung Pohnsdorf 
dauerhaft zu sichern. Die Fläche soll als kurzrasiges Grünland hergestellt werden 
und einen Gewässerrandstreifen einschließen (Ausgleichsfläche A 2). 

7.7  Teilgrundausgleich durch angrenzende Ausgleichsfläche A 3 (§ 9 Abs.1 Nr. 
25a BauGB) 
Für den naturschutzrechtlichen Ausgleich ist eine Fläche von 15.000 m² auf dem 
Flurstück 23/1 und 23/2 der Flur 2 in der Gemarkung Pohnsdorf dauerhaft zu 
sichern. Die Flächen sollen als kurzrasiges Grünland hergestellt und unterhalten 
werden. Düngen, Walzen und Schleppen sind unzulässig, es sollen hier max. 3 
Tiere GV/pro ha gehalten oder eine Mahd ab 16.7. des jeweiligen Jahres 
durchgeführt werden.   

7.8 Einsaat von Regiosaaten-Wildwiesenmischungen neben und unter den 
Solarmodulen  
Auf allen Solarmodulaufstellflächen ist eine Regioansaat mit dem Ziel dort 
Wildblumenwiesen zu etablieren anzusäen und dauerhaft zu unterhalten. 
(Gestaltungsmaßnahmen  G 1- G 2). Zusätzlich sind vier Freiflächen am Rande 
der Solarthermiefelder mit Wildblumenwiesen anzusäen (Gestaltungsmaßnah-
men G 3 - 5). 

Verfahrensvermerke: 
1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung  

vom ...
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch  
Aushang an den Bekanntmachungstafeln vom ... bis ... / durch Abdruck in  
der ... (Zeitung) / im amtlichen Bekanntmachungsblatt am .... 

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
wurde am ... durchgeführt. / Auf Beschluss der Gemeindevertretung  
vom ... wurde nach § 3 Abs. 1  Satz 3 / § 13 Abs. 2 Nr. 1 / 
§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB von der  frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit abgesehen. 

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung 
berührt sein können, wurden gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am ... 
unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 

4. Die Gemeindevertretung hat am ... den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. …  
und die Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. …, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom ... 
bis ... während der Dienststunden (folgender Zeiten ... (Tage, Stunden))  
nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde 
mit dem Hinweis, dass  Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen 
Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am ... 
in ... (Zeitung, amtliches Bekanntmachungsblatt) – bei Bekanntmachungen durch 
Aushang: in der Zeit vom ... bis ... durch Aushang – ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Inhalt der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach  
§ 3 Abs. 2 BauGB auszulegenden Unterlagen wurden unter „www….de“ ins 
Internet eingestellt. 

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung 
berührt sein können, wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB am ... zur Abgabe einer 
Stellungnahme  aufgefordert. 

Ort, Datum Bürgermeister 
Gemeinde … 

7.9 Zaunbodenabstand zur Querung von Kleintieren         

Zur Minderung der Zerschneidungswirkung sind die erforderlichen Einzäunungen 
so zu gestalten, dass Kleintiere problemlos queren können. Der Bodenabstand 
der Zaununterkante muss mindestens 20 cm betragen. 

7.10  Artenschutzmaßnahmen (§ 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB)  
Es sind folgende Artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen umzusetzen: 

Bauzeitenregelung AV1:  
Alle notwendigen Baum- und Gehölzrodungen sind nur außerhalb der 
gesetzlichen Ausschlussfristen vom 01.10. bis 28./29.02. des Folgejahres 
zulässig. Da auch Fledermäuse Quartiere in Bäumen beziehen können, verkürzt 
sich die Ausschlussfrist vom 01.12. bis 28./29.02. des Folgejahres.  

Bauzeitenregelung Brutvögel AV2:  
Zur Vermeidung des Tötungsverbotes für Brutvögel sind Bauzeitenregelungen zu 
beachten, die gewährleisten, dass sämtliche vorbereitende Bauarbeiten 
außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden. Das bedeutet auch, dass 
Maßnahmen zusätzlich zur Baufeldräumung ebenfalls nur außerhalb der Brutzeit 
durchgeführt werden dürfen, wenn nicht unmittelbar nach der Baufeldräumung 
mit den Maßnahmen bzw. dem Bauvorhaben begonnen wird. Die artspezifische 
Ausschlusszeit umfasst insgesamt die Zeitspanne vom 01.03. bis 30.07. 

Lerchenfenster (AA1):       
Als Ausgleich des Verlustes von Brutrevieren der Feldlerche und der Schafstelze 
sind 10 Lerchenfenster auf einem Acker in einer geeigneten benachbarten 
Offenlandschaft mit Beginn des 2. Bauabschnittes anzulegen. Die Mindestfläche 
je Lerchenfenster soll mit 20 m² betragen. Diese sind so zu bewirtschaften, dass 
sie sich mit Ackerwildkräutern selbst begrünen.   

CEF Maßnahme Wöhnkenteich (A1) :  

Vorzusehen ist eine Vernässung und die Änderung der Vegetationsstruktur. Am 
Westende des Grabens ist ein Mönch einzubauen. Dieser ist so einzustellen, 
dass in Jahren mit durchschnittlichen Niederschlägen winterlich eine Über-
stauung bis ca. 21,6 m ü.NHN entsteht. Der vernässte Bereich umfasst ≥1,4 ha, 
wobei die tatsächliche Überflutung jährlich schwanken wird. 

Vor dem Aufstau im Herbst ist das Grünland des Wöhnkenteiches scharf 
abzumähen und das Mahdgut abzufahren. Um hochwüchsige Gräser 
zurückzudrängen, ist nach dem Aufstau Klappertopf (Rhinanthus serotinus) am 
Rand der überstauten Fläche einzubringen. Hierbei ist Regio-Saatgut zu 
verwenden.  

Die Grabensohle liegt bei ca. 20,8 m ü.NHN, also ca. 50 bis 70 cm unter der 
Grabenoberkante. Die steilen Grabenböschungen sollen deutlich abgeflacht 
werden. Um die notwendigen Erdbewegungen gering zu halten, ist eine sehr 
flache Berme auf Höhe von ca. 21,0 bis 21,1 m ü.NHN anzulegen. Die Neigung 
der Berme darf das Verhältnis 1:6 nicht nennenswert übersteigen. Der anfallende 
Boden ist auf den im Süden angrenzenden derzeitigen Acker zu verbringen und 
dort sehr flach auszubreiten. 

Um eine niedrigwüchsige Vegetation zu erhalten, ist die Fläche zu mähen. Um 
den Klappertopf nicht zu schädigen, darf die Mahd frühestens ab dem 16.7. e. J. 
erfolgen. Hierfür wird vorab - wenn nötig - der Wasserstand in der Niederung 
gesenkt. Um zum Winter hin eine niedrige Vegetation zu erhalten, hat - wenn 
nötig - eine zweite Mahd mit Abfuhr des Mahdgutes zu erfolgen. Anschließend 
ist die Niederung direkt wieder aufzustauen.  

Die Ausgestaltung der Niederung und die Vegetationsentwicklung sind durch 
eine biologische Fachkraft in den ersten 5 Jahren zu beobachten und zu 
begutachten (Biologische Baubegleitung). Je nach Befund ist die Pflege und 
Nutzung der Niederung anzupassen. Nach 5 Jahren ist je nach Befund zu 
entscheiden, ob eine weitere Baubegleitung notwendig ist.  

Eventuell vorhandene Drainagen sind zu kappen. Falls notwendig sind neue 
Drainagestränge am Rand der Niederung zu verlegen, die das Wasser aus den 
angrenzenden Äckern aufnehmen. 

Die Maßnahme ist mit Beginn der Baufeldräumung umzusetzen, um den 
Fortbestand der Art im Gebiet zu sichern. 

Bewirtschaftung der Ausgleichsflächen A 1- 3  
Im Bereich der Ausgleichsflächen darf keine Düngung, kein Walzen und 
Schleppen erfolgen. 

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

a)  Archäologische Kulturdenkmäler 
Werden während der Erdarbeiten Kulturdenkmale entdeckt oder gefunden, ist 
dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen 
Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die 
Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 
Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zum Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die 
nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt 
spätestens nach Ablauf von vier Wochen seiner Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit. 

b)  Wasserschutzgebiet Schwentinetal, Schutzzone lll B (§ 4 WasG SH und   
§ 52 WHG) 
Gemäß Wasserschutzgebietsverordnung liegt das Plangebiet innerhalb des 
Wasserschutzgebiets Schwentinetal, Schutzzone lll B. Bestimmte Handlungen 
sind verboten bzw. nur beschränkt zulässig. 

c) Anbauverbotszone gemäß § 29 StrWG des Landes Schleswig-Holstein 
Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile 
der Ortsdurchfahrt dürfen Hochbauten jeder Art sowie Aufschüttungen und 
Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfernung bis zu 20 m von der 
Landesstraße L 49, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, 
nicht errichtet werden. 

d) Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)
Innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Flächen (Sichtfelder) sind jegliche 
bauliche Anlagen sowie Anpflanzungen über 0,70 m über Straßenoberkante 
unzulässig. Ausgenommen sind Straßenbäume. 
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GEMEINDE

Pohnsdorf

Vertreten durch

Amt Preetz-Land
Am Berg 2

24211 Schellhorn

 Vorhabenbezogener
Bebauungsplan Nr. VE 3

der Gemeinde
Pohnsdorf

Satzung der Gemeinde Pohnsdorf über den
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. VE 3

für das Gebiet der "Freiflächensolarthermieanlage Hörnsee"

westlich Kronsredder und nördlich der Landesstraße 49,

Satzung der Gemeinde Pohnsdorf über
den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. VE 3

für das Gebiet der "Freiflächensolarthermieanlage Hörnsee" westlich Kronsredder und nördlich der Landesstraße 49,

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB)  sowie nach § 84 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO SH) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung vom_________
folgende Satzung über den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. VE 3 für das Gebiet  der "Freiflächensolarthermieanlage Hörnsee" westlich Kronsredder und nördlich der Landesstraße 49,
bestehend aus der Planzeichnung Teil A und dem Text Teil B, erlassen.

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 2017.
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Der Vorhaben- und
Erschließungsplan zum
Bauvorhaben
"Freiflächensolarthermieanlage
Hörnsee" der Gemeinde
Pohnsdorf ist Bestandteil
des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. VE 3.

VERFAHRENSSTAND

Vorentwurf

§ 3 (1)  BauGB

§ 4 (1)  BauGB

 § 3 (2)  BauGB

 § 4 (2)  BauGB

§4a(3) BauGB

Satzung


